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DAS GEWISSEN NICHT VERGESSEN
Juristen dürfen keinesfalls vergessen, welchen Einfluss die eigene poli-
tische Haltung auf die Auslegung von Gesetzen hat. Sie sind gefordert, 
stets ihr Gewissen zu überprüfen und dieses bei der Anwendung festge-
schriebener Gesetze nicht zu vergessen. 
Am 9. September 2019 urteilten bekanntlich Richter des Berliner Land-
gerichts, dass die wüsten Beschimpfungen, denen die Bundespolitikerin 
Renate Künast im März 2019 auf Facebook ausgesetzt war, noch so gerade 
hinnehmbar sind (27 AR 17/19). Das Gericht befand Verbalinjurien wie 
u.a. „Drecks Fxxx“, „Schlampe“, „Du Stück Scheiße“, und gar die Forde-
rung, Renate Künast als „Sondermüll“ zu entsorgen,  als noch zulässige 
Meinungsäußerungen in einer „Auseinandersetzung in der Sache“.
Eine Anwaltskanzlei aus dem Rhein-Main-Gebiet hat gegen die verant-
wortlichen Richter Strafanzeige u.a. wegen Rechtsbeugung gestellt.
Das furchtbare Attentat in Halle zeugt sehr aktuell und in grausamer 
Weise von einer solchen beängstigenden gesellschaftlichen Entwicklung 
der zunehmenden Verharmlosung von Hass und manchmal bereits bis 
in die bürgerliche Mitte anzutreffenden Salonfähigkeit von Intoleranz.
Auch der Deutsche Juristinnenbund hält sich, was nur zu begrüßen ist, 
mit Kritik an seinen Berliner Richterkollegen nicht zurück. „Gewalt-

schutz ist ein Thema, das alle Ebenen des Staates an-
geht. Wir reden bei den genannten Beispielen verbaler 
Übergriffe über nichts anderes als über Gewalt“, so die 
Präsidentin dieses Verbandes Maria Wersig. Das Urteil 
von Berlin hat allem politischen und gesellschaftlichen 
Engagement dafür, den Errungenschaften unserer FDGO 
immer wieder neues Leben einzuhauchen, zwar zunächst 
einen Bärendienst erwiesen.
Aber im nächsten Schritt sollten wir uns alle, die gro-
ße Mehrheit der Demokratietreuen Deutschen nämlich 
mit leise und auch laut erhobener Stimme mehr denn je 
aufgerufen fühlen, uns in unserem Alltag aktiv und vor-
behaltlos gegen jegliche Art von Intoleranz, Schmähung 
und Verletzung der Menschenwürde zu stellen.

Michael Lingnau

Zum vollständigen Beitrag https://hzgm.
de/2VR4ECQ


